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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 210. Sit- 
zung am 23. Oktober 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes die als Anlage 2 beigefügten Änderungsvorschläge 
beschlossen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten 
vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
gesetzes und des Besoldungsangleichungsgesetzes 
für den Bundesgrenzschutz vom 20. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 925), des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 785), des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) und des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 898) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 24 Äbs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: . 

„Hat er seine Dienstpflicht in Äusübung von | 
Hoheitsbefugnissen, im Äusbildungsdienst oder : 
im Einsatz verletzt, so hat er den Schaden nur ; 
insoweit zu ersetzen, als ihm Vorsatz oder | 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt." | 

2. In § 30 Äbs. 2 wird hinter „§§ 84, 86, 87" ein | 

Komma gesetzt und „§ 87a" eingefügt. | 

3. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung: I 

„(1) In das Dienstverhältnis eines Soldaten ! 
auf Zeit können berufen werden 

1. Ungediente, Mannschaften und Unter- 
offiziere bis zu einer Dienstzeit von 
insgesamt zwölf Jahren, jedoch nicht 
über das 35. Lebensjahr hinaus, 

2. Offiziere bis zu einer Dienstzeit von 
insgesamt zwölf Jahren, 

3. Offizierbewerber bis zum Abschluß 
des für sie vorgesehenen Äusbil- 
dungsganges oder für eine fest 
bestimmte Zeit von mindestens drei 
Jahren." 

4. § 41 wird durch folgenden neuen Absatz 4 er- 
gänzt: 

„(4) Die Ernennungen mehrerer Soldaten kön- 
nen in einer Urkunde verfügt werden. An die 
Stelle der Aushändigung der Ernennungsur- 
kunde tritt die Aushändigung einer Ausferti- 
gung des Teils der Urkunde, der sich auf den 
Soldaten bezieht." 

5. § 42 erhält folgende Fassung: 

i 

„§ 42 

„(1) Die Beförderung eines Berufssoldaten 
und eines Soldaten auf Zeit wird in einer Er- 


nennungsurkunde verfügt, in der die Bezeich- 
nung des höheren Dienstgrades enthalten sein 
muß. Die Beförderungen mehrerer Soldaten 
können in einer Urkunde verfügt werden. 

(2) Die Beförderung zu einem Mannschafts- 
dienstgrad wird mit der dienstlichen Bekannt- 
gabe an den zu Ernennenden, jedoch nicht vor 
dem in der Ernennungsurkunde bestimmten 
Tage wirksam. Dem Soldaten ist der Tag der 
dienstlichen Bekanntgabe seiner Beförderung 
zu bescheinigen. 

(3) Für die Beförderung zum Unteroffizier und 
zu höheren Dienstgraden gilt § 41 Abs. 2 und, 
wenn die Beförderung mehrerer Soldaten in 
einer Urkunde verfügt wird, § 41 Abs. 4 Satz 2 
entsprechend. In Ausnahmefällen, insbesondere 
bei Aufenthalt des zu Befördernden außerhalb 
des Bundesgebietes, kann die ernennende Stelle 
die dienstliche Bekanntgabe der Beförderung 
anordnen. Insoweit gilt Absatz 2 entsprechend 
mit der Maßgabe, daß dem Soldaten die Ur- 
kunde oder die Ausfertigung alsbald auszuhän- 
digen ist." 

6. § 46 Abs. 3 Satz 1 wird durch folgenden Satz 
ersetzt; 

„Der Berufssoldat kann jederzeit seine Entlas- 
sung verlangen, der Berufsoffizier bis zum 
Ende des sechsten Dienstjahres als Offizier je- 
doch nur, wenn das Verbleiben im Dienst für 
ihn wegen persönlicher, insbesondere häus- 
licher, beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe, 
eine besondere Härte bedeuten würde." 

7. In § 47 Abs. 3 werden hinter den Worten „der 
Bundesminister für Verteidigung" folgende 
Worte eingefügt: 

„oder die Stelle, der die Ausübung der Befug- 
nis zur Entlassung übertragen worden ist,". 

8. § 55 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Offizieranwärter soll entlassen wer- 
den, wenn sich herausstellt, daß er sich nicht 
zum Offizier eignen wird. Ist er als Unteroffi- 
zier zur Laufbahn der Offiziere zugelassen wor- 
den, so wird er nicht entlassen, sondern in seine 
frühere Laufbahn zurückgeführt." 

9. § 59 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Klagen der Soldaten, der Soldaten 
im Ruhestande, der früheren Soldaten und der 
Hinterbliebenen aus dem Wehrdienstverhältnis 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, soweit 
nicht ein anderer Rechtsweg gesetzlich vorge- 
schrieben ist." 
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10. § 60 wird wie folgt geändert: 

ln Absatz 4 wird die Zahl „32" durch die Zahl 
„35" ersetzt. 

11. In § 61 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Entlassung hat dieselben Folgen wie eine 
Entlassung nach § 46 Abs. 2 Nr. 3." 

12. §§ 62, 64 und 65 werden aufgehoben. 

13. § 71 erhält folgende Fassung: 

„§ 71 

ln der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 
kann für die Dauer von sieben Jahren nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes bestimmt werden, 
daß die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b bis auf achtzehn Monate verkürzt wird." 


14. In § 72 Abs. 1 wird hinter dem Wortlaut der 
Nummer 4 das Komma durch einen Punkt er- 
setzt. Nummer 5 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
' amtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
I S. 667) wird wie folgt geändert: 

i § 125 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, wenn ein Soldat auf 
Zeit zum Beamten auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst ernannt wird." 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 


Begründung 


Allgemeines 

Das Soldatengesetz, das seit 1. April 1956 in Kraft 
ist, hat sich im allgemeinen bewährt. Die jetzt etwa 
dreieinhalbjährige Handhabung des Gesetzes hat je- 
doch in einigen Punkten Mängel aufgezeigt, die 
durch den vorliegenden Entwurf eines Änderungs- 
gesetzes beseitigt werden sollen. Insbesondere hat 
sich ergeben, daß die enge Anknüpfung des Status- 
rechts der Soldaten an die Formen des Beamten- 
rechts unter militärischen Verhältnissen zu Schwie- 
rigkeiten führt, die ohne Schaden für die Rechts- 
sicherheit beseitigt werden können. 

Das Hauptanliegen des Entwurfs ist die Vereinfa- 
chung der Rechtsförmlichkeiten bei der Berufung 
in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder 
Soldaten auf Zeit und bei der Beförderung in die- 
sen Dienstverhältnissen. Die Erfahrungen haben ge- 
zeigt, daß die bisherigen Bestimmungen für die 
Verhältnisse in der Bundeswehr, in der Massen- 
einstellungen und Massenbeförderungen durchge- 
führt werden müssen, zu schwerfällig sind. 
Die vorgeschlagenen Änderungen sollen hier 
Abhilfe schaffen und damit zugleich Vorsorge 
für Feldverhältnisse treffen. An dem Grund- 
satz, daß es zu einer Ernennung einer Urkunde be- 
darf, ist nichts geändert worden; die Vereinfachun- 
gen beziehen sich vielmehr auf das Wirksamwerden 
der Verwaltungsakte. 

Einige Änderungen des Soldatengesetzes sind durch 
die Weiterentwicklung des öffentlichen Dienst- 
rechts, vor allem durch das Beamtenrechtsrahmen- 
gesetz, notwendig geworden. Einige andere Bestim- 
mungen dienen der Klarstellung oder der Verbes- 
serung der bisherigen Regelung. Vor allem im Hin- 
blick darauf, daß sich der Aufbau der Bundeswehr 
auf einen längeren Zeitraum erstreckt, als zur Zeit 
des Inkrafttretens des Soldatengesetzes vorgesehen 
war, ist es unerläßlich, die verkürzte Ausbildung 
zum Offizier weitere zwei Jahre zuzulassen. Die 


bisherige Regelung läuft mit den in diesem Jahre 
eingestellten Anwärtern aus. Die Verlängerung der 
entsprechenden Ermächtigung ist daher eilbedürftig 
und dringlich. Das gleiche gilt aber auch insbeson- 
dere für die Bestimmungen, die das Ernennungs- und 
Beförderungswesen vereinfachen sollen. 

Durch die Änderung des Soldatengesetzes werden 
keine Mehrkosten entstehen. 


I Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 {§ 24 Abs. 1 Satz 2) 

I Die geltende Fassung beschränkt die Haftung des 
j Soldaten für eine Schädigung des Bundes in den 
1 Fällen, in denen der Schaden im Ausbildungsdienst 
i oder im Einsatz entstanden ist, auf eine Haftung 
wegen Vorsatzes oder wegen grober Fahrlässig- 
keit. Nach § 46 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
(BRRG) vom 1. Juli 1958 (BGBl. I S. 667) ist auf dem 
Gebiete des öffentlichen Dienstrechts, soweit es 
den Beamten betrifft, in allen Fällen, in denen der 
Beamte seinen Dienstherrn in Ausübung hoheit- 
licher Aufgaben schädigt, die Haftung für leicht 
fahrlässige Schädigungen ausgeschlossen. Demgemäß 
bestimmt § 78 Abs. 1 Satz 1 und 2 BBG in der Fas- 
sung des § 139 Nr. 19 BRRG: 

Verletzt ein Beamter schuldhaft die ihm obliegen- 
den Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, dessen 
Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus ent- 
standenen Schaden zu ersetzen. Hat der Beamte 
seine Amtspflicht in Ausübung eines ihm anver- 
trauten öffentlichen Amtes verletzt, so hat er dem 
Dienstherrn den Schaden nur insoweit zu erset- 
zen, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 

Die Fassung des Entwurfs übernimmt die Regelung 
des Satzes 2 nunmehr auch für das Soldatenrecht. 
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Dabei muß der Wortlaut entsprechend abgewandelt 
werden, da der Soldat Hoheitsbefugnisse ausübt, 
ohne daß bei ihm von einem öffentlichen Amt ge- 
sprochen werden kann. 

Zu Nummer 2 (§ 30 Abs. 2) 

Die Neufassung nimmt nunmehr auch den § 87a 
BBG als Vorschrift auf, die im Soldatenrecht ent- 
sprechend gelten soll. 

§ 87a BBG bestimmt: 

Wird ein Beamter körperlich verletzt oder ge- 
tötet, so geht ein gesetzlicher Schadensersatzan- 
spruch, der dem Beamten oder seinen Hinterblie- 
benen infolge der Körperverletzung oder der Tö- 
tung gegen einen Dritten zusteht, insoweit auf 
den Dienstherrn über, als dieser 

1. während einer auf der Körperverletzung be- 
ruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit 
zur Gewährung von Dienstbezügen oder 

2. infolge der Körperverletzung oder der Tö- 
tung zur Gewährung einer Versorgung oder 
einer anderen Leistung 

verpflichtet ist. Der Übergang des Anspruchs kann 
nicht zum Nachteil des Beamten oder der Hinter- 
bliebenen geltend gemacht werden. 

Der gesetzgeberische Grundgedanke des § 87a BBG, 
dem Schädiger nicht zugute kommen zu lassen, daß 
der Geschädigte trotz Aufhebung seiner Dienstfä- 
higkeit einen gesetzlichen Anspruch auf Dienstbe- 
züge hat, umfaßt auch die Fälle, in denen jemand 
einen Soldaten körperlich verletzt hat und deshalb 
zu Schadensersatz verpflichtet ist. 

§ 51 SVG bestimmt zwar zur Zeit schon den Über- 
gang des gesetzlichen Schadensersatzanspruchs in 
den Fällen, in denen dem geschädigten Soldaten 
Versorgungsleistungen gewährt werden. Insoweit 
wiederholt der Entwurf diese Regelung, die Doppel- 
bestimmung wird aber bei einer Neufassung des 
Soldatenversorgungsgesetzes bereinigt werden. 

Zu Nummer 3 (§ 40 Abs. 1) 

1. Die Neufassung der Nummer 1 betrifft die Le- 
bensaltersgrenze, bis zu der Unteroffiziere und 
Mannschaften als Soldaten auf Zeit dienen können. 
Zur Zeit darf ihre Dienstzeit das 32. Lebensjahr 
nicht überschreiten; für die Angehörigen der frühe- 
ren Wehrmacht gilt nach § 60 Abs. 4 diese Beschrän- 
kung jedoch nicht. Die Begrenzung auf das 32. Le- 
bensjahr verhindert es vielfach, daß Bewerber mit 
einer Fachausbildung zwölf Jahre in der Bundes- 
wehr Dienst tun und sich die Versorgung erdienen 
können, die sich aus einer zwölfjährigen Dienstzeit 
ergibt. Insbesondere gilt dies für die Angehörigen 
der sogenannten weißen Jahrgänge; auf sie muß 
wegen der Personallage und im Interesse eines ge- 
sunden altersmäßigen Aufbaus der Bundeswehr Wert 
gelegt werden. Das Soldatenversorgungsgesetz läßt 
es nun in § 9 ausdrücklich zu, dem nach zwölfjähri- 
ger Dienstzeit ausscheidenden Soldaten bis zur Voll- 
endung des 35. Lebensjahres den Zulassungsschein 
für den öffentlichen Dienst zu erteilen. Zwischen 


einem Ausscheiden mit 32 Jahren und einem mit 35 
Jahren besteht auch kein nennenswerter Unter- 
schied hinsichtlich der Aufnahme eines Zivilberufs. 
Der Entwurf sieht daher die Heraufsetzung der 
Lebensaltersgrenze für Mannschaften und Unteroffi- 
ziere als Soldaten auf Zeit auf das 35. Lebensjahr 
vor. 

2. Die bisherige Fassung der Nummer 3 sieht für 
Offizierbewerber eine Berufung in das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit nur bis zum Abschluß 
des für sie vorgesehenen Ausbildungsganges vor. 
Die Ausbildung zum Offizier schließt nach § 13 
Abs. 2 der Soldatenlaufbahnverordnung mit der Be- 
förderung zum Leutnant ab. Diese Festsetzung der 
Dienstzeit paßt sich zwar dem Ausbildungsgang des 
einzelnen Offizieranwärters an, sie umfaßt insbe- 
sondere eine Verlängerung der normalen Dauer der 
Ausbildung, die etwa bei Erkrankung oder Wieder- 
holung eines Ausbildungsabschnitts notwendig wird. 
In ihrer zeitlichen Unbestimmtheit liegen aber auch 
Nachteile. Die Bewerber erstreben vielfach Gewiß- 
heit über die Dauer ihres Dienstverhältnisses. Auch 
der Bundeswehr ist in den Fällen, in denen sie dem 
Offizieranwärter eine wertvolle Sonderausbildung 
zuteil werden lassen will, an einer fest bestimmten 
Dienstzeit gelegen. Aus diesem Grunde sieht der 
Entwurf neben einer Dienstzeit bis zum Abschluß 
des Ausbildungsganges auch die Möglichkeit vor, 
die Dienstzeit entsprechend einer hierauf gerichte- 
ten freiwilligen Verpflichtung auf feste Zeitspannen 
festzusetzen, die allerdings mit Rücksicht auf die 
Dauer der Ausbildung (vgl. § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b) nicht unter drei Jahren liegen kann. 

Zu Nummer 4 (§ 41 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4) 

§ 41 regelt die Form der Begründung des Dienst- 
verhältnisses eines Berufssoldaten oder Soldaten 
auf Zeit und der Umwandlung des Dienstverhält- 
nisses eines Soldaten auf Zeit in das eines Berufs- 
soldaten (und umgekehrt) in Anlehnung an das für 
Beamte nach § 6 BBG geltende Recht. Die Vorschrift 
erfordert für das Wirksamwerden der Ernennung 
die Aushändigung der von der Ernennungsdienst- 
stelle für jeden einzelnen Fall gefertigten Original- 
urkunde. Im Gegensatz zum Beamtenbereich kom- 
men bei der Bundeswehr Massenernennungen vor, 
dazu gehört die Einstellung ungedienter Bewerber 
als Soldaten auf Zeit, und zwar auch derer, die den 
verlängerten Grundwehrdienst von 18 Monaten lei- 
sten, ferner die Einstellung der Offizierbewerber. 
Diese Einstellungen drängen sich auf vier Einstel- 
lungstermine im Jahr zusammen. Die Ausstellung 
sämtlicher Einzelurkunden belastet die Ernennungs- 
dienststellen mit einer verwaltungstechnischen Ar- 
beit, die ihnen im Hinblick auf ihre sonstigen Auf- 
gaben, vor allem ihre Führungsaufgaben, abgenom- 
men werden sollte. Es hat sich daher das Bedürfnis 
herausgestellt, die Ernennungsdienststelle davon zu 
befreien, jede Ernennung urkundlich einzeln zu 
vollziehen. Der Entwurf sieht daher vor, daß durch 
eine Urkunde mehrere Soldaten ernannt werden 
können, daß aber dann an die Stelle der Aushändi- 
gung der Originalurkunde die Aushändigung einer 
Ausfertigung des Teils der Ernennungsurkunde tritt. 
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der sich jeweils auf den zu Ernennenden bezieht. 
Diese Regelung macht sich zunutze, daß im Rechts- 
leben auch sonst Ausfertigungen an die Stelle der 
Originalurkunde treten, ändert aber nichts an dem 
Grundsatz, daß die Ernennung erst mit der Entge- 
gennahme der Urkunde, die in diesem Falle auch 
die stellvertretende Ausfertigung sein kann, wirk- 
sam wird. 


Zu Nummer 5 (§ 42 Abs. 1) 

§ 42 Abs. 1 regelt in seiner geltenden Fassung die 
Beförderung eines Berufssoldaten und eines Solda- 
ten auf Zeit in Anlehnung an das für Beamte 
nach § 6 BBG geltende Recht und erfordert für 
das Wirksamwerden der Beförderung in jedem ein- 
zelnen Falle die Aushändigung der Beförderungs- 
urkunde. Diese Regelung hat sich als schwerfällig 
erwiesen und Nachteile mit sich gebracht. Der Sol- 
dat durchläuft in seiner Laufbahn eine ganze Reihe 
von Dienstgraden. Beförderungen im militärischen 
Bereich sind daher wesentlich häufiger als bei Be- 
amten. Außerdem werden sie vor allem in den 
unteren Dienstgraden vielfach zum Abschluß be- 
stimmter Ausbildungsabschnitte, also für eine große 
Anzahl von Soldaten zum gleichen Termin verfügt. 
Ein längerer Zeitraum für den technischen Beförde- 
rungsvorgang steht hier regelmäßig nicht zur Ver- 
fügung. 

Die Vereinfachung bei der Beförderung von Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit zielen in zweierlei 
Richtung. Ebenso wie bei der erstmaligen Ernen- 
nung zum Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit soll 
auch bei der Beförderung die Ernennung mehrerer 
Soldaten gleichzeitig, nämlich in einer Sammelur- 
kunde, verfügt werden können. Insoweit wird auf 
die Begründung zu Nummer 4 (§ 41 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 4) Bezug genommen. Die Vereinfachung 
betrifft aber auch das Inkraftsetzen der Beförderun- 
gen. 

Nach § 58 Abs. 2 wird die Beförderung der Soldaten, 
die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, 
mit der dienstlichen Bekanntgabe wirksam. Das hat 
sich bewährt. Gerade bei den Soldaten auf Zeit in 
den Mannschaftsdienstgraden einschließlich derer, 
die den ISmonatigen verlängerten Grundwehrdienst 
leisten, hat es sich aber als unpraktisch erwiesen, 
daß sie neben ihren wehrpflichtigen Kameraden nur 
auf dem verhältnismäßig schwerfälligen Wege der 
Urkundenaushändigung befördert werden können. 
Vor allem hier aber kommen Massenbeförderungen 
vor, wie sich aus dem Hauptfall der Beförderung 
zum Gefreiten ergibt. Der Entwurf schlägt daher vor, 
zur Vereinfachung und leichteren Handhabung die 
urkundlich verfügte Beförderung zu einem Mann- 
schaftsdienstgrad mit der dienstlichen Bekanntgabe 
wirksam werden zu lassen. Die Fassung des Ent- 
wurfs stellt dabei klar, daß die dienstliche Bekannt- 
gabe die Verfügung der Beförderung voraussetzt 
und daß die Beförderungsverfügung entscheidet, 
wenn ein besonderer — späterer — Tag für das 
Wirksamwerden der Beförderung darin bestimmt 
ist. Das Inkraftsetzen der Beförderung durch dienst- 
liche Bekanntgabe ändert nichts daran, daß die Be- 


förderung als Ernennung des Einverständnisses des 
zu befördernden Soldaten bedarf. 

Daraus folgt notwendig, daß eine Beförderung nicht 
verfügt und eine verfügte Beförderung nicht be- 
kanntgegeben werden darf, wenn der Soldat nicht 
einverstanden ist. Man wird auch anerkennen müs- 
sen, daß eine bekanntgegebene Beförderung wir- 
kungslos ist, wenn der Soldat, dessen Einverständ- 
nis angenommen worden ist, sich unverzüglich nach 
der Bekanntgabe gegen die Beförderung verwahrt, 
weil er nicht befördert werden will. Nach diesen 
Grundsätzen wird bereits bei der Beförderung der 
Soldaten verfahren, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst leisten. 

Für die Beförderung zum Unteroffizier und zu hö- 
heren Dienstgraden soll es grundsätzlich bei der 
Aushändigung der Beförderungsurkunde oder — 
bei Beförderungen mehrerer Soldaten in einer Sam- 
melurkunde — bei der Aushändigung der stellver- 
tretenden Ausfertigung verbleiben. Die Erfahrun- 
gen haben jedoch gezeigt, daß der Soldat nicht im- 
mer sofort für die Aushändigung der Urkunde er- 
reichbar ist. Das gilt vor allem bei dienstlichem 
Aufenthalt im Ausland, erst recht aber unter Feld- 
verhältnissen. Der Entwurf schlägt daher vor, daß 
in Ausnahmefällen die Beförderungsdienststelle die 
dienstliche Bekanntgabe der Beförderung anordnen 
kann. In diesen Fällen soll die Beförderung mit der 
dienstlichen Bekanntgabe wirksam werden. 

Insgesamt wird sich die Möglichkeit, die Beförde- 
rung eines Soldaten durch dienstliche Bekanntgabe 
in Wirksamkeit zu setzen, zugunsten des einzelnen 
Soldaten auswirken. Verzögerungen und Härten, die 
sich aus Zufälligkeiten und den Gefahren ergeben, 
denen die Urkunde auf dem Wege zu dem Soldaten 
ausgesetzt ist, werden damit vermieden. 

Den Beweiserfordernissen wird durch dienstliche 
Bescheinigung der Beförderung im Wehrpaß und 
Truppenausweis genügt; die Soldaten vom Unter- 
offizier an aufwärts sollen jedoch stets die Beför- 
derungsurkunde oder die stellvertretende Ausferti- 
gung erhalten. . 

Zu Nummer 6 (§ 46 Abs. 3 Satz 1) 

Nach der geltenden Regelung steht es dem Berufs- 
soldaten stets frei, seine Entlassung zu verlangen. 
Das hat Anlaß gegeben, daß die bei dem Eintritt in 
das Berufssoldatenverhältnis übernommene Ver- 
pflichtung, auf Lebenszeit Wehrdienst zu leisten, 
weniger ernst genommen worden ist als die be- 
grenzte Verpflichtung zum Dienst als Soldat auf 
Zeit. Gerade junge Berufsoffiziere haben die Mög- 
lichkeit, jederzeit ihre Entlassung zu verlangen, ge- 
legentlich ausgenutzt, um ihre Ausbildung bei der 
Bundeswehr, insbesondere eine teuere Spezialaus- 
bildung, an anderer Stelle lohnender zu verwerten. 
Die Vorschrift des § 46 Abs. 4 bietet keinen genü- 
genden Ausgleich bei frühzeitigem Verlassen der 
Bundeswehr nach kostspieliger, aber kurzer Ausbil- 
dung. Der Soldat auf Zeit dagegen kann auf seinen 
Antrag nur entlassen werden, wenn das Verbleiben 
im Dienst für ihn wegen persönlicher, inbesondere 
häuslicher, wirtschaftlicher oder beruflicher Gründe 
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eine besondere Härte bedeuten würde (s. § 55 
Abs. 3). 

Mit Rücksicht auf diese Regelung ist es zumutbar, 
daß auch der junge Berufsoffizier nur unter den 
gleichen Voraussetzungen wie der Soldat auf Zeit 
seine Entlassung verlangen kann. 

Unter „jüngerem Berufsoffizier" versteht der Ent- 
wurf einen Offizier in den ersten sechs Offizier- 
dienstjahren. Bei ehemaligen Offizieren wird die 
Zeit ihres früheren Wehrdienstes als Offizier mit- 
eingerechnet. Ältere Offiziere werden daher von 
der Regelung nicht betroffen. | 

Zu Nummer 7 (§ 47 Abs. 3) 

§ 47 Abs. 3 betrifft die Entlassung eines Soldaten, I 
der seine Ernennung durch Zwang, arglistige Täu- 
schung oder Bestechung herbeigeführt hat oder bei 
dem sich herausstellt, daß er vor seiner Ernennung 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat, das 
ihn der Berufung in das Dienstverhältnis eines Sol- 
daten unwürdig erscheinen läßt, und der deswegen 
zu einer Strafe verurteilt war oder wird. Die Vor- 
schrift bestimmt, daß eine solche Entlassung inner- 
halb einer Zeit von sechs Monaten verfügt werden ^ 
muß, nachdem der Bundesminister für Verteidigung 
von dem Entlassungsgrund Kenntnis erhalten hat. 
Die vorgeschlagene Bestimmung stellt klar, daß die 
Kenntnis der Dienststelle, die im Aufträge des Bun- 
desministers für Verteidigung das Recht der Ent- j 
lassung ausübt, ausreicht, um die Frist in Lauf zu 
setzen. 

Zu Nummer 8 (§ 55 Abs. 4) 

§ 55 Abs. 4 in seiner zur Zeit geltenden Fassung 
lautet: 

Ein Soldat, der sich als Offizierbewerber bis zum 
Abschluß des für ihn vorgesehenen Ausbildungs- 
ganges verpflichtet hat, kann entlassen werden, 
wenn sich herausstellt, daß er sich nicht zum Offi- 
zier eignen wird. 

Nach § 40 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs soll nunmehr 
die Berufung der Offizierbewerber in das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit nicht nur „bis zum 
Abschluß des für sie vorgesehenen Ausbildungs- 
ganges", sondern auch für eine fest bestimmte Zeit 
möglich sein. Aus diesem Grunde ist der Kreis der I 
hier betroffenen Soldaten auf Zeit allgemein als 
Offizieranwärter anzusprechen; die Regelung ist 
nicht mehr auf die Soldaten zu beschränken, die j 
sich als Offizierbewerber bis zum Abschluß des vor- 
gesehenen Ausbildungsganges verpflichtet haben. 

Dabei muß allerdings eine Ausnahme gemacht wer- 
den: Entsprechend § 27 Abs. 5, der den Aufstieg aus 
der Laufbahn der Unteroffiziere in die Laufbahn der i 
Offiziere ermöglicht, ist in § 22 der Soldatenlauf- 
bahnverordnung die Zulassung der Unteroffiziere 
aller Laufbahnen bei Eignung zu einer Laufbahn der 
Offiziere des Truppendienstes vorgesehen. Mit der l 
Zulassung werden diese Unteroffiziere bis zur Beför- 
derung zum Leutnant Offizieranwärter. Stellt sich 
heraus, daß sie sich nicht zum Offizier eignen, dann 
sieht § 22 Abs. 3 Satz 3 der Soldatenlaufbahnver- 


ordnung ihre Zurückführung in die bisherige Lauf- 
bahn vor. Dem entspricht es, wenn bei diesen Offi- 
zieranwärtern die Entlassung ausgeschlossen und 
an ihre Stelle die Zurückführung in die frühere 
Laufbahn gesetzt wird. Ein tüchtiger Unteroffizier 
soll einer vorzeitigen Entlassung wegen mangelnder 
Eignung zum Offizier nicht deshalb ausgesetzt wer- 
den, weil er die in ihn gesetzten besonderen Erwar- 
tungen nicht erfüllt hat. 

Zu Nummer 9 (§ 59 Abs. 1) 

Mit der Neufassung wird klargestellt, daß nicht nur 
der Soldat selbst, sondern auch der frühere Soldat, 
der Soldat im Ruhestand und die Hinterbliebenen 
von Soldaten für Klagen aus dem Wehrdienstver- 
hältnis den Verwaltungsrechtsweg beschreiten kön- 
nen, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gesetzlich 
vorgeschrieben ist. 

Zu Nummer 10 (§ 60) 

Der Entwurf sieht in Nummer 3 bei § 40 eine Her- 
aufsetzung der für einen Soldaten auf Zeit in einem 
Mannschafts- oder Unteroffizierdienstgrad gelten- 
den Lebensaltersgrenze von 32 auf 35 Jahre vor. 
Diese Änderung muß auch in Absatz 4 berücksichtigt 
werden. 

Zu Nummer 11 (§61 Satz 2) 

§ 61 läßt in Ergänzung des § 46 Abs. 2 Nr. 3 und des 
§ 55 Abs. 1 die Entlassung eines Berufssoldaten 
oder Soldaten auf Zeit, der auf Grund seiner frühe- 
ren Zugehörigkeit zur Wehrmacht oder auf Grund 
seiner durch Lebens- und Berufserfahrung außerhalb 
der früheren Wehrmacht oder der Bundeswehr er- 
worbenen Eignung in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit berufen ist, 
zu, wenn er vor seiner Ernennung ein Verhalten 
gezeigt hat, das ihn der Berufung in das Dienstver- 
hältnis unwürdig erscheinen läßt. Die Vorschrift 
regelte bisher die Folgen einer solchen Entlassung 
nicht. Der Entwurf schlägt vor, die gleichen Folgen 
an diese Entlassung zu knüpfen, wie dies § 49 
Abs. 2 und § 56 Abs. 2 für die Entlassung auf 
Grund einer Straftat vor Dienstantritt tun. 

Zu Nummer 12 (§§ 62, 64 und 65) 

§ 62 enthielt eine vorläufige Regelung der Geld- 
und Sachbezüge. Diese Regelung ist durch das Bun- 
desbesoldungsgesetz und Wehrsoldgesetz ersetzt 
worden. 

§ 64 ist durch das Inkrafttreten der Wehrdisziplinar- 
ordnung gegenstandslos geworden. 

Die Übergangsregelung für freiwillige Soldaten in 
§ 65 ist durch die tatsächlichen Verhältnisse über- 
holt. 

Zu Nummer 13 (§ 71) 

Die bisherige Fassung der Vorschrift ermächtigt die 
Bundesregierung auf die Dauer von fünf Jahren, in 
der Soldatenlaufbahnverordnung die für die Ernen- 
nung eines Offizieranwärters zumBerufsoffizier oder 
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Offizier auf Zeit erforderliche Dienstzeit bis auf 
14 Monate zu verkürzen. Dementsprechend be- 
stimmt § 30 Nr. 2 der Soldatenlaufbahnverordnung, 
daß vom 1. April 1956 bis zum 31. März 1961 Offi- 
zieranwärter nach mindestens 18 Monaten Dienst- 
zeit zum Leutnant befördert werden können. 

Die Begrenzung auf die Dauer von fünf Jahren ist 
seinerzeit in das Gesetz aufgenommen worden, weil 
man davon ausgegangen ist, der Aufbau der Bun- 
deswehr werde innerhalb dieses Zeitraumes abge- 
schlossen sein. Inzwischen sind Planungen, Aufstel- 
lungsrhythmus und Organisation der Bundeswehr 
geändert worden. Auch in den weiteren Aufstel- 
lungsabschnitten kann noch nicht darauf verzichtet 
werden, Offizieranwärter vor einer vollen dreijäh- 
rigen Dienstzeit zu Offizieren zu befördern. Das gilt ■ 
vor allem für den Offiziernachwuchs bei der Luft- i 
Waffe, aber auch für die lebensälteren, den weißen j 
Jahrgängen angehörenden Offizierbewerber, an de- 1 
nen der Bundeswehr im Interesse eines ausgegli- I 
ebenen Altersaufbaues gelegen ist. Der Entwurf 
sieht daher vor, die für fünf Jahre mögliche Rege- 
lung auf sieben Jahre auszudehnen. Außerdem wird 
für die Dauer der Offizierausbildung das Wort „vier- 
zehn" durch das Wort „achtzehn" ersetzt, da die j 
Soldatenlaufbahnverordnung eine Offizierausbil- | 
düng unter 18 Monaten nicht kennt. ! 

Zu Nummer 14 (§ 72 Abs. 1) | 

Die Regelung der Zuständigkeit der Bundesregie- j 
rung für den Erlaß einer Rechtsverordnung über die I 
Zuordnung der Berufssoldaten und der Soldaten auf 
Zeit zu den Besoldungsgruppen und Dienstalters- 
stufen nach § 62 Abs. 1 ist gegenstandslos gewor- 
den. 

Zu Artikel 2 

Die bisherige Regelung im BRRG geht davon aus, 
daß die Rechtsstellung eines Berufssoldaten oder 


Soldaten auf Zeit sich mit der Rechtsstellung eines 
Beamten nicht verträgt und sieht daher in dem bis- 
herigen § 125 vor, daß der Beamte entlassen ist, 
wenn er zum Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit 
ernannt wird, und daß der Berufssoldat oder der 
Soldat auf Zeit entlassen ist, wenn er zum Beamten 
ernannt wird;, die Entlassung gilt als Entlassung 
auf eigenen Antrag. 

Die Erfahrungen haben jedoch ergeben, daß diese 
Regelung bei den acht und mehr Jahre dienenden 
Soldaten auf Zeit die zusätzliche fachliche Aus- und 
Weiterbildung für das spätere Berufsleben behin- 
dert. Nach § 5 Abs. 2 des Soldatenversorgungsge- 
setzes in Verbindung mit § 15 Abs. 2 der hier- 
zu erlassenen Durchführungsverordnung vom 
17. August 1959 (BGBl. I S. 657) soll diese Fachaus- 
bildung im letzten Jahre der Dienstzeit unter Frei- 
stellung vom militärischen Dienst beginnen. Der 
Soldat, der eine Verwendung im öffentlichen Dienst 
als Beamter anstrebt, muß also in den Vorberei- 
tungsdienst eintreten. Den Vorbereitungsdienst 
kann er nur als Beamter auf Widerruf leisten. Die 
Ernennung hierzu würde aber seine Rechtsstellung 
als Soldat auf Zeit beenden und damit seiner Ver- 
sorgung, also auch der Berufsförderung, die Grund- 
lage entziehen. 

Das gibt Anlaß, in dem Entwurf eine Regelung vor- 
zuschlagen, die diese Fälle von dem Grundsatz des 
§ 125 BRRG ausnimmt. Das Dienstverhältnis als Sol- 
dat auf Zeit soll nicht durch die Ernennung als Be- 
amter auf Widerruf im Vorbereitungsdienst kraft 
Gesetzes sein Ende finden. Die vorgeschlagene Re- 
gelung entspricht im übrigen der für Bundesbeamte 
geltenden Bestimmung des § 29 Abs. 1 Nr. 3 zwei- 
ter Halbsatz BBG. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift bestimmt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, weil darin in Artikel 2 das Beamtenrechts- 
rahmengesetz, ein mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassenes Gesetz, ausdrücklich geändert 
wird. 

2. Zu Artikel 2 

Der in Artikel 2 dem § 125 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes anzufügende Absatz 2 ist durch 
einen zweiten Satz mit folgendem Wortlaut zu 
ergänzen: 

„ln diesem Fall gelten die § 49 Satz 2 und § 124 
sinngemäß." 

B e g r ü n d u n g 

Nach § 125 des Beamtenrechtsrahmengesetzes ist 
der Beamte entlassen, wenn er zum Berufssolda- 
ten oder Soldaten auf Zeit ernannt wird. 
Der Berufssoldat oder der Soldat auf Zeit ist 
entlassen, wenn er zum Beamten ernannt wird. 
Die durch Artikel 2 vorgenommene Ergänzung 
des § 125 ermöglicht das Nebeneinanderbeste- 
hen eines Soldatenverhältnisses auf Zeit und 
eines Beamtenverhältnisses auf Widerruf. Hier- 
aus können Schwierigkeiten .entstehen, wefl aus 
beiden Dienstverhältnissen ein Anspruch auf Be- 
züge besteht. Der Soldat hat nach dem Bundes- 1 


besoldungsgesetz Anspruch auf die Bezüge sei- 
nes Amtes. Nach § 54 BRRG erhalten Beamte 
auf Widerruf einen Unterhaltszuschuß in Höhe 
von mindestens 30 v. H. des Anfangsgrundge- 
halts der Eingangsbesoldungsgruppe ihrer Lauf- 
bahn. Bei einem zum Beamten auf Widerruf er- 
nannten Soldaten auf Zeit bestehen beide An- 
sprüche nebeneinander. Eine Konkurrenzklausel 
ist bisher nicht vorgesehen. Es ist daher not- 
wendig, die sinngemäße Anwendung des § 49 
Satz 2 und des § 124 BRRG vorzuschreiben. 

3. Nach Artikel 2 

ist ein Artikel 2a mit folgendem Wortlaut ein- 
zufügen : 

„Artikel 2a 

Die Bestimmung des Artikels 2 dieses Geset- 
zes gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Dabei ist die im Land Berlin anzuwendende Be- 
stimmung als Gesetz zur Änderung des Rahmen- 
gesetzes zur Vereinheitlichung des Beamten- 
rechts vom 1. Juli 1957 zu bezeichnen." 

Begründung 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
amtenrechts vom 1. Juli 1957 gilt auch im Land 
Berlin. Daher ist es erforderlich, daß die in 
Artikel 2 des o. a. Gesetzes vorgesehene Ände- 
rung des Rahmengesetzes ebenfalls in Berlin zur 
Anwendung kommt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Beschluß des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimrnt. 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz ist zwar mit Zu- 
stimmung des Bundesrates ergangen, das ist aber 
unerheblich. Die Bundesregierung vertritt in stän- 
diger Praxis die Auffassung, daß die Änderung 
eines Zustimmungsgesetzes nur dann ihrerseits wie- 
derum der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
wenn die Änderung entweder selbst einen zustim- 
mungsbedürftigen Inhalt oder sich gerade auf solche 
Bestimmungen des zu ändernden Gesetzes bezieht, 
welche die Zustimmungsbedürftigkeit jenes Gesetzes 
begründet haben oder wenigstens mit zustimmungs- 
bedürftigen Vorschriften jenes Gesetzes in einem 
untrennbaren Zusammenhang stehen. Diese Voraus- 
setzungen sind hier nicht gegeben. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für die vorgeschlagene Regelung besteht kein Be- 
dürfnis, sofern sie nur die Klarstellung bezweckt, 
daß keine Doppelzahlung von Dienstbezügen und 
Unterhaltszuschuß erfolgen soll; denn der Soldat 
auf Zeit wird zum Äbleisten des Vorbereitungs- 
dienstes unter teilweisem Wegfall der Dienstbezüge 


I beurlaubt. Er hat also insoweit keinen Änspruch auf 
I Besoldung. Dadurch ist sichergestellt, daß die 
Summe aus den teilweise weitergezahlten Dienst- 
I bezügen und dem im Vorbereitungsdienst zu ge- 
I währenden Unterhaltszuschuß die bisherigen vollen 
i Dienstbezüge als Soldat auf Zeit nicht übersteigt. 

' Soweit dem Äntrag des Bundesrates die weiter 
gehende Äbsicht zugrunde liegen sollte, die aus- 
bildenden Dienstherren von der nach allgemeinem 
( Eeamtenrecht bestehenden Verpflichtung zur Zah- 
lung des Unterhaltszuschusses freizustellen und da- 
I mit den Bund insoweit mit den finanziellen Kosten 
der Äusbildung zu belasten, kann dem nicht gefolgt 
werden. Es ist nicht einzusehen, weshalb der Bund 
im Ergebnis die Unterhaltszuschüsse für Beamte im 
Vorbereitungsdienst bei anderen Dienstherren über- 
! nehmen soll; denn die Dienstleistung der genannten 
j Beamten kommt nach Beendigung ihres Vorberei- 
! tungsdienstes ausschließlich diesen Dienstherren zu- 
! gute. Es ist deshalb gerechtfertigt, daß die aufneh- 
menden Verwaltungen auch den Unterhaltszuschuß 
; leisten. Die Äufteilung der finanziellen Äufwendun- 
I gen auf den Bund (in Hohe der anteilig weiterzu- 
I zahlenden Dienstbezüge) und den neuen Dienstherrn 
! (in Höhe des Unterhaltszuschusses) entspricht der 
I Sach- und Interessenlage am besten. 

i 

Zu 3. 

j Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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